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Lesefassung mit eingearbeiteten Änderungen

Satzung

über die Erhebung von Beiträgen, Gebühren und Kostenerstattungen für die
zentrale Schmutzwasserbeseitigung der Stadt Achim

- Schmutzwasserabgabensatzung -
___________________________________________________________________

Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsge-
setzes (NKomVG) i.d.F. vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. 2010, S. 576), zuletzt geändert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20.06.2018 (Nds. GVBl 2018, S. 113), der §§ 5, 6
und 8 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) i.d.F. vom
20.04.2017 (Nds. GVBl. 2017, S. 121) und des § 6 des Niedersächsischen Ausfüh-
rungsgesetzes zum Abwasserabgabengesetz (NdsAGAbwAG) i.d.F. vom 24.03.1989
(Nds. GVBl. 1989, S. 69), zuletzt geändert durch Artikel 41 des Gesetzes vom
20.11.2001 (Nds. GVBl. 2001, S. 701) hat der Rat der Stadt Achim in seiner Sitzung
am 18.12.2018 folgende Änderung zur Schmutzwasserabgabensatzung vom
19.12.2002, zuletzt geändert am 12.12.2013, beschlossen:
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Abschnitt I

§ 1
Allgemeines

(1) Die Stadt Achim betreibt Kanalisations- und Schmutzwasserreinigungsanlagen
als öffentlich-rechtliche Einrichtung zur zentralen Schmutzwasserbeseitigung
(öffentliche zentrale Schmutzwasserbeseitigungsanlage) nach Maßgabe ihrer
Abwasserbeseitigungssatzung vom 21.03.2014.

(2) Die Stadt Achim erhebt nach Maßgabe dieser Satzung

a) Beiträge zur Deckung des Aufwandes für die öffentliche zentrale
Schmutzwasserbeseitigungsanlage

b) Benutzungsgebühren für die Inanspruchnahme der öffentlichen zentralen
Schmutzwasserbeseitigungsanlage

c) Kostenerstattungen für Grundstücksanschlüsse an die öffentliche zentrale
Schmutzwasserbeseitigungsanlage.

Abschnitt II
Schmutzwasserbeitrag

§ 2
Grundsatz

(1) Die Stadt erhebt, soweit der Aufwand nicht auf andere Weise gedeckt wird, für
die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung und Verbesserung ihrer öffentlichen
zentralen Schmutzwasserbeseitigungsanlage Schmutzwasserbeiträge als Ab-
geltung der durch die Möglichkeit ihrer Inanspruchnahme gebotenen besonde-
ren wirtschaftlichen Vorteile.
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(2) Der Schmutzwasserbeitrag deckt nicht die Kosten für die Grundstücksan-
schlüsse.

§ 3
Gegenstand der Beitragspflicht

(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, die an die öffentliche zentrale
Schmutzwasserbeseitigungsanlage angeschlossen werden können, wenn

a) für sie eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, sobald sie
bebaut oder gewerblich genutzt werden dürfen,

b) sie - ohne dass für sie eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt
ist - nach der Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geordneten
baulichen Entwicklung im Stadtgebiet zur Bebauung oder gewerblichen
Nutzung anstehen.

(2) Grundstücke unterliegen auch dann der Beitragspflicht, wenn sie nicht Bauland
im Sinne des Absatzes (1) sind, aber tatsächlich an die öffentliche zentrale
Schmutzwasserbeseitigungsanlage angeschlossen wurden.

(3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grundstück im bür-
gerlich rechtlichen Sinne.

§ 4

Beitragsmaßstab

(1) Der Schmutzwasserbeitrag wird nach einem nutzungsbezogenen Flächenmaß-
stab berechnet.

(2) Dabei werden für das erste Vollgeschoss 25 % und für jedes weitere Vollge-
schoss 15 % der Grundstücksfläche in Ansatz gebracht. Als Vollgeschoss gel-
ten alle Geschosse, die nach landesrechtlichen Vorschriften Vollgeschosse
sind. Ist die Geschoßzahl wegen der Besonderheiten des Bauwerks nicht fest-
stellbar, werden je 3,50 m Höhe des Bauwerks als ein Vollgeschoss gerechnet.
Kirchengebäude werden als eingeschossige Gebäude behandelt.

(3) Als Grundstücksfläche gilt

1. bei Grundstücken, die insgesamt im Geltungsbereich eines Bebauungs-
planes, einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB, innerhalb eines im Zu-
sammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) oder teilweise im Gel-
tungsbereich eines Bebauungsplanes und teilweise innerhalb eines im
Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) liegen, die Gesamtflä-
che des Grundstücks,

2. bei Grundstücken, die teilweise im Bereich eines Bebauungsplanes oder
einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB und im übrigen im Außenbereich
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liegen die Teilfläche im Bereich des Bebauungsplanes oder der Satzung
nach § 34 Abs. 4 BauGB,

3. bei Grundstücken, für die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach §
34 Abs. 4 BauGB besteht und die teilweise innerhalb eines im Zusam-
menhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) und im übrigen im Außenbe-
reich (§ 35 BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grundstücks, höchstens
jedoch die Fläche,

a) wenn das Grundstück an die Straße angrenzt zwischen der Stra-
ßengrenze und einer Linie, die in einem gleichmäßigen Abstand
von 50 m dazu verläuft,

b) wenn das Grundstück nicht an die Straße angrenzt oder lediglich
durch einen zum Grundstück gehörenden Weg mit ihr verbunden
ist, die Fläche zwischen der der Straßengrenze zugewandten
Grundstücksseite und einer Linie, die in einem gleichmäßigen Ab-
stand von 50 m dazu verläuft,

c) wenn das Grundstück über die sich nach Nr. 3 a) und b) ergeben-
den Grenzen hinaus bebaut oder gewerblich genutzt ist, die Flä-
che zwischen der Straßengrenze oder im Fall der der Straßen-
grenze zugewandten Grundstücksseite und einer Linie, die im
gleichmäßigen Abstand verläuft, die der übergreifenden Bebau-
ung oder gewerblichen Nutzung entspricht,

4. bei Grundstücken, für die durch Bebauungsplan oder Satzung nach § 34
Abs. 4 BauGB eine Nutzung als Wochenendhausgebiet oder eine sonsti-
ge Nutzung ohne oder mit nur untergeordneter Bebauung festgesetzt ist
(z. B. Dauerkleingärten, Schwimmbäder, Camping- und Festplätze - nicht
aber Flächen für die Landwirtschaft, Sportplätze und Friedhöfe) oder die
innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) tat-
sächlich so genutzt werden, 75 % der Grundstücksfläche,

5. bei Grundstücken, für die durch Bebauungsplan oder Satzung nach § 34
Abs. 4 BauGB die Nutzung als Sportplatz oder als Friedhof festgesetzt ist
oder die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils (§ 34
BauGB) tatsächlich so genutzt werden, sowie bei Grundstücken, für die
durch Bebauungsplan oder Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB die Nut-
zung als Fläche für die Landwirtschaft festgesetzt ist, die Grundfläche der
an die öffentliche zentrale Schmutzwasserbeseitigungsanlage ange-
schlossenen Baulichkeiten geteilt durch 0,2. Die so ermittelte Fläche wird
diesen Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im
gleichen Abstand von den Außenwänden der Baulichkeiten verlaufen,
wobei bei einer Überschreitung der Grundstücksgrenze durch diese Zu-
ordnung eine gleichmäßige Flächenergänzung auf dem Grundstück er-
folgt,

6. bei bebauten Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) die Grundflä-
che der an die zentrale öffentliche Schmutzwasserbeseitigungsanlage an-
geschlossenen Baulichkeiten geteilt durch 0,2. Die so ermittelte Fläche
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wird diesen Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen je-
weils im gleichen Abstand von den Außenwänden der Baulichkeiten ver-
laufen, wobei bei einer Überschreitung der Grundstücksgrenze durch die-
se Zuordnung eine gleichmäßige Flächenergänzung auf dem Grundstück
erfolgt.

(4) Als Zahl der Vollgeschosse nach Abs. (2) gilt bei Grundstücken

1. für die ein Bebauungsplan besteht, die darin festgesetzte höchstzulässige
Zahl der Vollgeschosse,

2. für die im Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse die Höhe der
baulichen Anlagen festgesetzt ist, die durch 3,5 geteilte höchstzulässige
Gebäudehöhe auf ganze Zahlen abgerundet,

3. bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollge-
schosse noch die Höhe der baulichen Anlagen, sondern nur eine Bau-
massenzahl festgesetzt ist, die durch 3,5 geteilte höchstzulässige Bau-
massenzahl auf ganze Zahlen abgerundet,

4. bei Grundstücken, auf denen nur Garagen und Stellplätze errichtet wer-
den dürfen, die Zahl von einem Vollgeschoss je Nutzungsebene,

5. die sich nach der tatsächlich vorhandenen Bebauung ergebenden Be-
rechnungswerte nach 1. bis 3., wenn die Zahl der Vollgeschosse nach 1.,
die Höhe der baulichen Anlagen nach 2. oder die Baumassenzahl nach
3.überschritten wird,

6. soweit kein Bebauungsplan besteht

a) bei bebauten Grundstücken die höchste Zahl der tatsächlich vor-
handenen Vollgeschosse oder - sofern das Grundstück keine
Vollgeschosse aufweist - die durch 3,5 geteilte höchstzulässige
Gebäudehöhe auf ganze Zahlen abgerundet,

b) bei unbebauten Grundstücken, die Zahl der in der näheren Um-
gebung überwiegend vorhandenen Vollgeschosse,

7. soweit in einem Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch
die Höhe der baulichen Anlagen bzw. die Baumassenzahl bestimmt ist,
bei Grundstücken,

a) für die durch Bebauungsplan eine Nutzung als Fläche für die
Landwirtschaft festgesetzt, die Zahl der tatsächlich vorhandenen
Vollgeschosse,

b) für die durch Bebauungsplan eine Nutzung als Wochenendhaus-
gebiet festgesetzt ist die Zahl von einem Vollgeschoss,
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c) die in anderen Baugebieten liegen, der in der näheren Umgebung
überwiegend festgesetzt und/oder tatsächlich vorhandene (§ 34
BauGB) Berechnungswert nach 1. bis 3.,

8. bei Grundstücken, für die durch Bebauungsplan eine sonstige Nutzung
oder eine Nutzung mit nur untergeordneter Bebauung festgesetzt ist (z.B.
Dauerkleingärten, Schwimmbäder, Camping-, Sport, und Festplätze sowie
Friedhöfe) oder die außerhalb von Bebauungsplangebieten so genutzt
werden die Zahl von einem Vollgeschoss.

(5) Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4
BauGB oder § 35 Abs. 6 BauGB liegen, sind zur Ermittlung der Zahl der Voll-
geschosse die Vorschriften entsprechend anzuwenden, wie sie bestehen für

1. Bebauungsplangebiete, wenn in der Satzung Bestimmungen über das zu-
lässige Nutzungsmaß getroffen sind,

2. die im Zusammenhang bebauten Ortsteile, wenn die Satzung keine Best-
immungen über das zulässige Nutzungsmaß enthält.

§ 5
Beitragssatz

(1) Der Beitragssatz für die Herstellung der öffentlichen zentralen Schmutzwasser-
beseitigungsanlage beträgt

Euro 9,30 je m2 Beitragsfläche

(2) Die Beitragssätze für die Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Erneue-
rung der öffentlichen zentralen Schmutzwasserbeseitigungsanlage werden im
Einzelfall unter Angabe des Abgabentatbestandes in einer besonderen Satzung
festgelegt.

§ 6
Beitragspflichtige

Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Ei-
gentümer des Grundstückes ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet,
ist an Stelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte beitragspflichtig. Mehrere Bei-
tragspflichtige haften als Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum sind
die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigen-
tumsanteil beitragspflichtig.
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§ 7
Entstehung der Beitragspflicht

(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der Herstellung der zentralen öffentlichen
Schmutzwasserbeseitigungsanlage vor dem Grundstück.

(2) Im Falle des § 3 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht mit dem tatsächlichen An-
schluss, frühestens jedoch mit dessen Genehmigung.

§ 8
Vorausleistung auf die künftige Beitragsschuld

Es können angemessene Vorausleistungen verlangt werden, sobald mit der Durch-
führung der Maßnahme begonnen worden ist. Die Vorausleistung ist mit der endgül-
tigen Beitragsschuld zu verrechnen, auch wenn die Vorausleistende nicht endgültig
beitragspflichtig ist.

§ 9
Veranlagung und Fälligkeit

Der Schmutzwasserbeitrag wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach
Bekanntgabe des Bescheides fällig. Gleiches gilt für die Erhebung einer Vorausleis-
tung.

§ 10
Ablösung

In den Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, kann die Ablö-
sung durch Vertrag vereinbart werden.

Die Höhe des Ablösungsbetrages ist nach Maßgabe des in § 4 bestimmten Bei-
tragsmaßstabes und des in § 5 festgelegten Beitragssatzes zu ermitteln.

Abschnitt III
Schmutzwassergebühren

§ 11
Grundsatz

Für die Inanspruchnahme der öffentlichen zentralen Schmutzwasserbeseitigungsan-
lage wird eine Schmutzwassergebühr in Bezug auf die Grundstücke erhoben, die an
die öffentliche zentrale Schmutzwasserbeseitigungsanlage angeschlossen sind oder
in sie entwässern.
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§ 12
Gebührenmaßstab

(1) Die Schmutzwassergebühr wird nach der Schmutzwassermenge bemessen,
die in die öffentliche zentrale Schmutzwasserbeseitigungsanlage gelangt. Be-
rechnungseinheit für die Gebühr ist 1 m3 Schmutzwasser.

(2) Als in die öffentliche zentrale Schmutzwasserbeseitigungsanlage gelangt gel-
ten:

a) Die dem Grundstück aus öffentlichen und/oder privaten Wasserversor-
gungsanlagen zugeführte und durch Wasserzähler ermittelte Wasser-
menge,

b) die auf dem Grundstück gewonnene und/oder dem Grundstück sonst
zugeführte Wassermenge, die durch Wasserzähler ermittelt ist,

c) bei Bestehen einer Abwassermesseinrichtung die tatsächlich eingeleite-
te Abwassermenge.

(3) Hat ein Wasserzähler nicht oder nicht richtig angezeigt, wird die Wassermenge
von der Stadt unter Zugrundelegung des Verbrauches des Vorjahres und unter
Berücksichtigung der begründeten Angaben des Gebührenpflichtigen ge-
schätzt.

(4) Die Wassermengen nach Abs. 2 b). und c). hat der Gebührenpflichtige der
Stadt für den abgelaufenen Bemessungszeitraum von 1 Kalenderjahr innerhalb
der folgenden 2 Monate anzuzeigen. Sie sind durch Wassermesser nachzuwei-
sen, die der Gebührenpflichtige auf seine Kosten einbauen muss. Die Wasser-
zähler müssen den Bestimmungen des Eichgesetzes entsprechen. Wenn die
Stadt auf solche Messeinrichtungen verzichtet, kann sie als Nachweis über die
Wassermengen prüfbare Unterlagen verlangen. Sie ist berechtigt, die Wasser-
mengen zu schätzen, wenn sich diese auf andere Weise nicht ermitteln lassen.

(5) Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentliche zentrale Schmutzwas-
serbeseitigungsanlage gelangt sind, können abgesetzt werden. Voraussetzung
ist, dass ein geeichter Zähler in der Zwischenzählerzuleitung installiert und
schriftlich (Anmeldeformular) angemeldet wurde.

(6) Sofern von bestimmten Flächen (z. B. Betriebstankstellen, Autowaschanlagen)
verschmutzte Oberflächenwässer in die Schmutzwasserkanalisation eingeleitet
werden, werden für diese anfallenden Oberflächenwässer Schmutzwasserge-
bühren erhoben. Die der Gebührenrechnung zugrunde zu legende Schmutz-
wassermenge wird wie folgt ermittelt:

befestigte Fläche x Jahresniederschlagsmenge x Gebühr gemäß § 13
Abs. (1)

(m²) (700 mm) (EURO/m³)
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§ 13
Gebührensatz und Starkverschmutzerzuschlag

(1) Die Gebühr beträgt je m³ Schmutzwasser
1. für den Zeitraum 01.01.-31.12.2018 2,40 Euro;
2. ab 01.01.2019 2,64 Euro.

(2) Wird in die Schmutzwasserbeseitigungsanlage stark verschmutztes Schmutz-
wasser eingeleitet und biologisch gereinigt, so wird wegen des erheblich erhöh-
ten Aufwandes zu dem Gebührensatz nach Abs. 1 ein Starkverschmutzerzu-
schlag (SVZ) erhoben. Ein erheblich erhöhter Aufwand liegt vor, wenn der Ver-
schmutzungsgrad des Schmutzwassers, dargestellt als BSB 5 (biochemischer
Sauerstoffbedarf in 5 Tagen) den Wert normal verschmutzten häuslichen
Schmutzwassers von 500 mg/l übersteigt.

(3) Der Starkverschmutzerzuschlag pro m³ eingeleitetes Schmutzwasser beträgt
bei einem BSB 5-Wert von 501 mg/l bis 750 mg/l Euro 0,69 und ab 751 mg/l für
jede weitere Verschmutzungsstufe von 250 mg/l Euro 0,69.

(4) Der gebührenpflichtige Verschmutzungsgrad wird anhand von mindestens fünf
24-Stundenmischproben im Laufe eines Veranlagungsjahres ermittelt. Die
Mischproben hierfür werden an beliebigen Produktionstagen einem mengen-
proportionalen Probenehmer unangemeldet entnommen. Dem Probenehmer
hat der Abgabepflichtige auf seine Kosten an einem von der Stadt zu bestim-
menden Ort einzubauen. Die Inbetriebnahme des Probenehmers ist der Stadt
anzuzeigen. Der Probenehmer wird verplombt. Die Stadt kann ihn jederzeit un-
angemeldet überprüfen.

Für den Fall, dass der Abgabepflichtige einen solchen Probenehmer nicht ein-
baut oder nicht betreibt, werden jährlich mindestens fünf 2-
Stundenmischproben an beliebigen Produktionstagen unangemeldet gezogen.
Das arithmetische Mittel aus den Mischproben ist der Berechnung zugrunde zu
legen.

(5) Bei Überschreiten des in Abs. (2) festgelegten Verschmutzungsgrades trägt der
Abgabepflichtige die zur Ermittlung des Starkverschmutzerzuschlages entste-
henden Kosten.

§ 14
Gebührenpflichtige

(1) Gebührenpflichtig ist der Eigentümer. Wenn ein Erbbaurecht bestellt ist, tritt an
dessen Stelle der Erbbauberechtigte des angeschlossenen Grundstücks. Ge-
bührenpflichtige sind außerdem Nießbraucher und sonstige zur Nutzung des
Grundstücks dinglich Berechtigte. Mehrere Gebührenpflichtige sind Gesamt-
schuldner.

(2) Beim Wechsel des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Beginn
des auf den Übergang folgenden Kalendervierteljahres auf den neuen Ver-
pflichteten über. Wenn der bisher Verpflichtete die Mitteilung hierüber ver-
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säumt, haftet er für die Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der
Mitteilung bei der Stadt entfallen, neben dem neuen Gebührenpflichtigen.

§ 15
Beginn und Ende der Gebührenpflicht

(1) Die Gebührenpflicht beginnt, sobald das Grundstück an die öffentliche zentrale
Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossen ist oder dieser Anlage von dem
Grundstück Abwasser zugeführt wird. Sie endet, sobald der Grundstücksan-
schluss beseitigt wird oder die Zuführung von Abwasser endet.

§ 16
Erhebungszeitraum

Entstehen der Gebührenschuld

(1) Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr, an dessen Ende die Gebührenschuld
entsteht.

(2) Wird die Gebühr nach den durch Wasserzähler ermittelten Wassermengen er-
hoben, gilt die Ableseperiode für den Wasserverbrauch als Berechnungsgrund-
lage für den Erhebungszeitraum.

§ 17
Veranlagung und Fälligkeit

(1) Auf die nach Ablauf des Erhebungszeitraumes gemeinsam nach der Wasser-
verbrauchsabrechnung endgültig abzurechnende Gebühr sind Abschlagszah-
lungen zu leisten. Die Höhe der Abschlagszahlungen werden durch Bescheid
nach der Abwassermenge des Vorjahres festgesetzt. Die Gebühren können mit
anderen Abgaben angefordert werden.

(2) Entsteht die Gebührenpflicht erstmalig im Laufe eines Kalenderjahres, wird die
Abschlagszahlung nach der voraussichtlich entstehenden Jahresgebühr fest-
gesetzt.

(3) Abschlagszahlungen aufgrund der durch Bescheid vorzunehmenden Endab-
rechnung werden zusammen mit der ersten Abschlagszahlung zum 15.02. des
folgenden Jahres fällig, soweit im Bescheid kein späterer Termin genannt wird.
Überzahlungen werden verrechnet oder auf Anforderung erstattet.

(4) Der Trinkwasserverband Verden in Verden (Aller) ist gemäß § 12 Abs. 1 NKAG
beauftragt, im Namen der Stadt die Ermittlung der Berechnungsgrundlagen, die
Gebührenberechnung, die Ausfertigung und Versendung der Gebührenbe-
scheide durchzuführen, sowie die Gebühren entgegen zu nehmen.
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Abschnitt IV
Kostenerstattung

§ 18
Entstehung des Erstattungsanspruches

(1) Der Stadt sind vom Grundstückseigentümer zu erstatten:

a) die Kosten für die Herstellung der Anschlusskanäle, und zwar bei einer
Tiefe an der Grundstücksgrenze

bis 1,50 m = Euro 100,21 je Meter Länge

und bei einer Tiefe an der Grundstücksgrenze

bis 2,50 m = Euro 120,67 je Meter Länge

b) die Kosten für die Erneuerung, Veränderung und Beseitigung der
Grundstücksanschlüsse.

(2) Wird für ein Grundstück nach Abschluss der Kanalisationsarbeiten die nach-
trägliche Verlegung öder Änderung eines vorhandenen Anschlusskanals
durchgeführt, so sind vom Grundstückseigentümer der Stadt die hierfür tatsäch-
lich entstandenen Kosten zu erstatten.

(3) Der Erstattungsanspruch entsteht mit der Beendigung der Maßnahme. Im Falle
der Herstellung ist die Maßnahme beendet, wenn die Anschlussleitung be-
triebsfertig hergestellt ist.

(4) §§ 6, 8 und 10 dieser Satzung gelten entsprechend.

§ 19
Fälligkeit des Erstattungsanspruches

Der Erstattungsanspruch wird durch Bescheid festgesetzt und ist einen Monat nach
Bekanntgabe des Bescheides fällig.

Abschnitt V
Gemeinsame Vorschriften

§ 20
Auskunftspflicht

(1) Die Abgabenpflichtigen und ihre Vertreter/innen haben der Stadt jede Auskunft
zu erteilen, die für die Festsetzung und Erhebung der Abgaben erforderlich ist.

(2) Die Stadt kann an Ort und Stelle ermitteln. Die nach Absatz 1 zur Auskunft ver-
pflichteten Personen haben dies zu ermöglichen und in dem erforderlichen Um-
fang mitzuhelfen.
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(3) Zur Feststellung der sich aus dieser Satzung ergebenden Abgabenpflichten
sowie zur Festsetzung und Erhebung dieser Abgaben ist die Verarbeitung (§ 3
Abs. 3 NDSG) der hierfür erforderlichen personen- und grundstücksbezogenen
Daten gemäß §§ 9 und 10 NDSG (Vor- und Zuname der Abgabepflichtigen und
deren Anschriften; Grundstücksbezeichnung nebst Größe und Grundbuchbe-
zeichnung; Wasserverbrauchsdaten) durch die Stadt oder der von ihr Beauftra-
gen zulässig.

(4) Die Vorgenannten dürfen die für Zwecke der Grundsteuer, des Liegenschafts-
buches, des Melderechts, der Wasserversorgung und der Abwasserentsorgung
bekannt gewordenen personen- und grundstücksbezogenen Daten für die in
Abs. 3 genannten Zwecke nutzen und sich die Daten von den entsprechenden
Ämtern (Finanz- und Steuer-, Liegenschafts-, Einwohnermelde- und Grund-
buchamt) übermitteln lassen, was auch im Wege automatischer Abrufverfahren
erfolgen kann.

§ 21
Anzeigepflicht

(1) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist der Stadt von den
Beteiligten (Veräußerer/Veräußerin, Erwerber/in) innerhalb eines Monats
schriftlich anzuzeigen.

(2) Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die Berechnung der Abga-
ben beeinflussen, so hat der/die Abgabenpflichtige dies unverzüglich der Stadt
schriftlich anzuzeigen. Dieselbe Verpflichtung besteht, wenn solche Anlagen
neu geschaffen, geändert oder beseitigt werden.

(3) Ist zu erwarten, dass sich im Laufe des Kalenderjahres die Abwassermenge um
mehr als 50 v.H. der Abwassermenge des Vorjahres erhöhen oder ermäßigen
wird, so hat der/die Abgabenpflichtige hiervon der Stadt unverzüglich Mitteilung
zu machen.

§ 22
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 18 Abs. 2 Nr. 2 NKAG handelt, wer vorsätzlich
oder leichtfertig

1. entgegen § 12 Abs. 4 die auf dem Grundstück gewonnene und/oder dem
Grundstück sonst zugeführte Wassermenge nicht, nicht rechtzeitig, nicht
vollständig oder unrichtig der Stadt anzeigt,

2. entgegen § 20 Abs. 1 und 2 seinen Auskunftspflichten nicht, nicht voll-
ständig oder unrichtig nachkommt,

3. entgegen § 21 Abs. 1 bis 3 den Anzeigepflichten nicht, nicht rechtzeitig,
nicht vollständig oder unrichtig nachkommt.
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(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von bis zu Euro 5.100,00 ge-
ahndet werden.

(3) Zuständige Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes
über Ordnungswidrigkeiten ist gemäß § 18 Abs. 5 NKAG die Stadt.

§ 23
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt rückwirkend am 01.01.2018 in Kraft

Achim, den 20.12.2018
gez.
Der Bürgermeister


